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0. Einleitung

Ziel des Kompendiums ist es,
den für Verkehrssicherheit auf
unseren Straßen zuständigen
Stellen Anregungen für das
Erkennen, Analysieren, Ent-
schärfen und Beseitigen von
Unfallstellen zu geben. Zudem
soll es ihnen einen Überblick
über die für ihre verkehrstech-
nische Arbeit relevanten Vor-
schriften, Richtlinien und
Regelwerke vermitteln. Diese
Unterlagen sind auf Grund
vorliegender praktischer
Erfahrungen und neuester 
wissenschaftlicher Erkenntnisse
erstellt worden. 

Für Mitarbeiter, die neu mit
Aufgaben der Verkehrssicher-
heit betraut werden, ist es oft
schwierig, in Erfahrung zu
bringen, welche Unterlagen
für ihre Arbeit zur Verfügung
stehen. Dieses Kompendium
soll ihnen Hilfestellung bie-
ten, sich in die neuen The-
menbereiche einzuarbeiten.
Für ein erfolgreiches Verkehrs-
technik-Management sind die
Kenntnis und die Anwendung
der unter Ziffer 8 aufgeführten
Literatur zu empfehlen. Die
eckigen Klammern [ ] verwei-
sen auf diese Quellen. 

0. Einleitung
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1. Organisation der
Verkehrssicherheits-
aktivitäten 

Die Sicherheit auf unseren
Straßen kann am besten durch
koordinierte Zusammenarbeit
aller für Verkehrssicherheit
und Verkehrstechnik zuständi-
gen Stellen erhöht werden. In
der Regel sind folgende Stel-
len beteiligt: 

■ Straßenbaubehörde 
■ Straßenverkehrsbehörde
■ Polizei

Verbesserungsmaßnahmen
können notwendig werden
auf Grund größerer Umbau-
ten. Zusätzlich zu örtlichen
Unfalluntersuchungen kommen
Verkehrs- und Baumschauen
hinzu. Die Sicherheit für
Fußgänger und Radfahrer
kann durch Beachtung der
Empfehlungen für Radver-
kehrsanlagen (ERA 95) [1]
erhöht werden.

Es ist wünschenswert, zu
anderen Organisationen Ver-
bindung zu halten, die sich
auch mit Fragen der Verkehrs-
sicherheit befassen, wie z. B.
Automobilclubs, Interessenver-
tretern der Fußgänger und
Radfahrer, Verkehrswachten und
Berufsgenossenschaften. Flan-
kierende Maßnahmen dieser
Organisationen können die
Wirksamkeit von Anordnun-
gen und Entscheidungen ver-
bessern. Denkbar wären bei-
spielsweise Informationsmate-
rialien, werbliche Maßnah-
men und die gezielte Schu-
lung von Verkehrsteilnehmern.

2. Erkennen, 
Analysieren und
Beseitigen von
Unfallstellen

2.1 Allgemeines 

Der Kampf zur Vermeidung
von Verkehrsunfällen muss in
enger Zusammenarbeit von
Polizei, Straßenverkehrsbehör-
de und Straßenbaubehörde
erfolgen (vgl. VwV-StVO zu §
44). Dazu dient die „Örtliche
Untersuchung der Straßenver-
kehrsunfälle“. Diese ortsbezo-
gene Auswertung macht deut-
lich, wo sich häufig Unfälle
ereignen, und deckt so
straßenbauliche oder ver-
kehrstechnische Mängel auf. 

Einzelheiten über das Führen
und Auswerten von Unfallty-
pen-Steckkarten und die wei-
teren Arbeitsschritte bei der
örtlichen Unfalluntersuchung
enthalten die Veröffentlichun-
gen des Instituts für Straßen-
verkehr Köln (ISK) des Gesamt-
verbandes der Deutschen Ver-
sicherungswirtschaft (GDV)
„Auswertung von Straßenver-
kehrsunfällen“ [2] sowie das
Merkblatt „Maßnahmen
gegen Unfallhäufungen“ der
Forschungsgesellschaft für
Straßen- und Verkehrswesen
(FGSV) [3].

Die Arbeitsschritte der Unfall-
bearbeitung und –auswertung
können mit Hilfe der elektroni-
schen Datenverarbeitung
ganz oder teilweise rechner-
gestützt vorgenommen wer-
den. 

2.2 Unfalltypen-Steck-
karten

Unfalltypen-Steckkarten sind
die Grundlage für die örtliche
Unfalluntersuchung. Es sollten
unterschiedliche Unfalltypen-
Steckkarten als Standardkar-
ten geführt bzw. elektronisch
erstellt werden: 

■ die Einjahreskarte aller 
Unfälle – also auch der 
leichten Sachschadenunfälle,

■ die Dreijahreskarte der 
schweren Unfälle.

Die Einjahreskarte gilt in der
Regel für ein Kalenderjahr,
auf alle Fälle aber für den
Beobachtungszeitraum von
zwölf Monaten und erfasst
alle der Polizei bekannten
Unfälle. Die Dreijahreskarten
umfassen einen Zeitraum von
36 Monaten (in der Regel
drei Kalenderjahre). Sie ent-
halten alle der Polizei bekann-
ten Unfälle mit schwerem Per-
sonenschaden, in größeren
Orten auch die mit leichtem
Personenschaden.

Die Unfälle mit schwerem Per-
sonenschaden sind auf den
Straßen anders verteilt als alle
Unfälle und auch anders als
die Unfälle mit leichtem Perso-
nenschaden. Schwere Unfälle

1. Organisation der Verkehrssicherheitsaktivitäten  
2. Erkennen, Analysieren und Beseitigen von Unfallstellen

Unfalltypensteckkarte
Bild: ISK (GDV)
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haben oft andere Ausprägun-
gen als leichte Unfälle. Auf
Grund der wesentlich geringe-
ren Zahl der schweren Unfälle
ist es notwendig, dass sich
der Betrachtungszeitraum für
schwere Unfälle über drei
Jahre erstreckt. 

Die Einjahreskarte verdeutlicht
Gleichartigkeiten im Unfallge-
schehen, z. B. Häufungen von
Abbiege- oder Radfahrerunfäl-
len. Die Dreijahreskarte zeigt
Häufungen schwerer Unfälle. 

Die abgeschlossenen Karten
werden nach unfallauffälligen
Bereichen untersucht. Ausge-
prägte Häufungen von Unfäl-
len werden mit Hilfe örtlicher
Unfalluntersuchungen analy-
siert mit dem Ziel, zur Ent-
schärfung der Gefahrenstellen
mögliche bau-, verkehrs- und
betriebstechnische sowie poli-
zeiliche Maßnahmen zu
erkennen. 

Für bestimmte Fragestellungen
können Sonderkarten erstellt
werden. Es kann z. B. sinnvoll
sein, eine Sonderkarte für
Alkoholunfälle als Grundlage
für Polizeikontrollen zu

führen, oder Sonderkarten für
Unfälle bei Nässe, Schnee-
und Eisglätte herzustellen. 

Die auffälligen Bereiche im
Straßennetz, die die Unfallty-
pen-Steckkarten ausweisen,
werden wie folgt unterschie-
den:

■ Unfallhäufungsstellen 
(Unfallhäufungen an ein-
zelnen Straßenstellen wie 
Kreuzungen, Kurven u. Ä.), 

■ Unfallhäufungslinien 
(längere Straßenabschnitte
mit starken Unfallhäufun-
gen) und 

■ Unfallhäufungsgebiete 
(v. a. innerorts im Netz 
der Erschließungsstraßen). 

2.3 Unfallliste 

Da in Unfalltypen-Steckkarten
ausschließlich Gleichartigkei-
ten in Unfalltypen und Unfal-
lumständen erkannt werden
können, ist es erforderlich,
zur Überprüfung anderer
Gleichartigkeiten (z. B.
Straßenzustand, Sichtverhält-
nisse) eine Unfallliste zu
führen bzw. mit der EDV zu
erstellen. In einer solchen
Summendarstellung der Unfäl-
le aus der Dreijahres-Betrach-
tung ist erkennbar,

■ wie viele Unfälle zu 
bestimmten Jahreszeiten, 
am Wochenende oder zu 
Verkehrsspitzenzeiten auf-
getreten sind,

■ ob Auffälligkeiten bezüg-
lich Sichtverhältnissen 
oder Straßenzustand 
erkennbar sind,

■ ob die Schwere der Unfälle
(Anzahl der getöteten und 
schwer verletzten Personen)
vom Normalmaß abweicht,

■ welche Arten von Verkehrs-
teilnehmern auffallend 
häufig Verursacher oder 
Zweitbeteiligte sind, 

■ welche Unfallarten und 
Unfallursachen besonders 
häufig vorkommen und

■ ob sich besonders viele 
Unfälle bei Schnee- und 
Eisglätte ereignet haben.

2.4 Unfalldiagramm 

Um feststellen zu können, ob
sich Auffälligkeiten oder
Gleichartigkeiten bestimmten
Konfliktpunkten, Verkehrsvor-
gängen, Fahrbeziehungen
oder örtlichen Besonderheiten
zuordnen lassen, werden
Unfalldiagramme erstellt. Für
Unfallhäufungsstellen sind sie
in der Regel erforderlich; für
Unfallhäufungslinien kommen
diese Diagramme in Frage,
wenn viele Unfälle mit schwe-
rem Personenschaden zu ana-
lysieren sind. Die Diagramme
geben Auskunft über Fahrt-
richtungen und mögliche Kon-
fliktpunkte entlang von Unfall-
häufungslinien. Die überwie-
gende Zahl aller im Unfalldia-
gramm dargestellten Unfälle
gehören im allgemeinen zu
einem Konfliktpunkt z. B. zu
Linksabbiegern/Gegenver-
kehr in eine Richtung.

2. Erkennen, Analysieren und Beseitigen von Unfallstellen

Computergestützte 
Unfalltypensteckkarte
Bild: ISK (GDV) 
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2.5 Arbeit in der Unfall-
kommission 

Meistens bilden sich Unfall-
kommissionen, um Initiativen
gegen Unfallhäufungsstellen
zu ergreifen und diese zu ent-
schärfen. Ständige Mitglieder
sind die zuständige Polizei-
behörde, die Straßenverkehrs-
behörde und der jeweilige
Straßenbaulastträger. Zusätz-
lich können auch Vertreter
weiterer Behörden und Institu-
tionen eingeladen werden. 

Teilweise reicht es nicht aus,
die Art der Unfallhäufungsstel-
len und die dazugehörigen
Verkehrsdaten zu kennen. Um
die Auswirkung der Örtlich-
keit und des Verkehrsablaufs
auf das Unfallgeschehen in
Augenschein nehmen zu kön-
nen, sind Ortsbesichtigungen
erforderlich, wenn nötig z. B.
auch bei Dunkelheit. 

Für die Bearbeitung von
Unfallhäufungen gelten fol-
gende Grundsätze: 

■ Sofortmaßnahmen („Low 
Cost Measures“) sollen für
alle Unfallhäufungsstellen 
und Unfallhäufungslinien 
vorgesehen werden, wenn
entsprechende Grenzwerte
erreicht oder überschritten 
werden. Für Unfallhäufungs-
stellen mit leichten Unfällen,
d.h. mit überwiegend 
Sachschäden reichen sie 
meist auf Dauer aus, für 
Häufungen schwerer 
Unfälle jedoch nicht. 

■ Sanierungsmaßnahmen 
(endgültige Maßnahmen) 
bedürfen in der Regel aus-
führlicher Planung und 
intensiver Vorbereitung 
sowie Klarheit über die 
Finanzierung. Solche auf-
wendigeren (baulichen) 
Maßnahmen, lösen die 
Sofortmaßnahmen bei 
Unfallhäufung mit schwe-
ren Unfällen ab. 

2.6. Maßnahmen-
empfehlung

Zur Entschärfung von Gefah-
renstellen können verkehrsre-
gelnde oder kleinere bauliche
Maßnahmen (sog. „Sofort-
maßnahmen“) in Frage kom-
men. Für schwere Unfallhäu-
fungsstellen (mit Getöteten
und schwer Verletzten) sind
normalerweise umfangreiche
Maßnahmen zu ergreifen.
Trotzdem soll die Straßenver-
kehrsbehörde an diesen Stel-
len Sofortmaßnahmen anord-
nen und die Straßenbau-
behörde diese möglichst
zügig ausführen. Das soll
auch dann geschehen, wenn
in absehbarer Zeit größere
bauliche Maßnahmen oder
größere Umgestaltungen der
Unfallhäufungsstelle geplant
sind. 

Zu diesen Sofortmaßnahmen
gehören neben der Verkehrs-
überwachung durch Polizei,
Straßenbau- oder Straßenver-
kehrsbehörde straßenbauliche
oder verkehrsbehördliche Ent-
scheidungen, die ohne aus-
führliche und genehmigungs-
pflichtige Planung umgesetzt
werden können. Dies sind:

■ Ergänzung oder Verbesse-
rung der Beschilderung,

■ Anbringung von Fahrbahn-
markierungen oder Leitein-
richtungen 
und 

■ kleine bauliche Verbesse-
rungen.

Unfalldiagramm mit Konzentration der
Unfallhäufung an einem Konfliktpunkt.
Bild: ISK (GDV)

2. Erkennen, Analysieren und Beseitigen von Unfallstellen
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3. Verkehrstechni-
sche Maßnahmen 

3.1 Beschilderung 

Eine schnelle, gelegentlich
allerdings nur behelfsmäßige
Entschärfung einer Unfallhäu-
fungsstelle kann durch geeig-
nete Beschilderung erreicht
werden (Sofortmaßnahme).
Das Anordnen und Anbringen
von Verkehrszeichen regelt
die Straßenverkehrsordnung
(StVO) gemäß den entspre-
chenden Bestimmungen der
Verwaltungsvorschrift zur
Straßenverkehrsordnung
(VwV-StVO). In Zweifelsfällen
ist stets der Wortlaut amtlicher
Vorschriften maßgeblich. Ein-
zelheiten und Anregungen zur
Beschilderung enthalten die
„Hinweise für das Anbringen
von Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen (HAV)“
[4], ein verkehrstechnischer
Kommentar zur Straßenver-
kehrsordnung.

Damit Verkehrszeichen, und
somit auch die nachstehend
behandelten Fahrbahnmarkie-
rungen und Wegweiser, ihre
sicherheitsbezogene Funktion
im Straßenverkehr erfüllen
können, müssen sie sich in

gutem Zustand befinden und
auch bei Dunkelheit stets gut
sichtbar sein (vgl. VwV-StVO
zu § 45, Abs. 3, IV, 1). 

Zu beachten sind hierbei die
„Hinweise für die Wahl der
Bauart von Verkehrszeichen
und Verkehrseinrichtungen
hinsichtlich ihrer lichttechni-
schen Eigenschaften“ (FGSV). 

Da bei retroreflektierenden
Zeichen mit zunehmendem
Alter die Reflexwirkung nach-
lässt, ist es erforderlich, von
Zeit zu Zeit die Nachtwirk-
samkeit der Zeichen zu prüfen
(Nachtverkehrsschau) und
schlecht erkennbare Zeichen
auszuwechseln. Hierbei sind
die Inventarisierungsunterla-
gen der Beschilderung heran-
zuziehen (siehe hierzu die
„Hinweise für die Inventarisie-
rung der Beschilderung und
Markierung an Straßen“,
FGSV).

3.2 Fahrbahnmarkierun-
gen 

Fahrbahnmarkierungen
zählen zu den Verkehrszei-
chen. Ihre Anwendung ist
ebenfalls in der Straßenver-
kehrsordnung und der dazu-
gehörigen Verwaltungsvor-
schrift geregelt. Einzelheiten
über die Ausführung von Fahr-
bahnmarkierungen enthalten
die „Richtlinien für die Mar-
kierung von Straßen (RMS)“
[5] der Forschungsgesellschaft
für Straßen- und Verkehrswe-
sen sowie die „Zusätzlichen
technischen Vorschriften und
Richtlinien für Markierungen
auf Straßen (ZTV-M)“ [6].

Vorübergehende Markierun-
gen, wie sie z. B. Baustellen-
bereiche kennzeichnen, wer-
den in gelber Farbe ausge-
führt. Mit Erlass vom 13. No-
vember 1986 hat der Bundes-
minister für Verkehr gebeten,
zunehmend Markierungen mit
erhöhter Nachtsichtbarkeit bei
Nässe einzubauen. Solche
„profilierten“ Fahrbahnmarkie-
rungen, in breiten Feldversu-
chen erprobt, bieten eine ver-
besserte optische Führung bei
ungünstigen Witterungsver-
hältnissen und sind geeignet,
die Sicherheit zu erhöhen.
Einzelheiten hierzu enthalten
die „Hinweise für Fahrbahn-
markierungen mit erhöhter
Nachtsichtbarkeit bei Nässe“
(FGSV). [7].

3.3 Wegweisung 

Es gibt folgende Wegwei-
sungssysteme:

■ Autobahnwegweisung:
weiß auf blau (Blaues 
System) 

■ Überörtliche Wegweisung:
schwarz auf gelb (Gelbes 
System)

■ Innerörtliche Wegweisung:
schwarz auf weiß 
(Weißes System)

■ Touristische Hinweise: 
weiß auf braun (Braunes 
System) 

3. Verkehrstechnische Maßnahmen
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Einzelheiten zur Autobahn-
wegweisung regeln die vom
Bundesministerium für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungswe-
sen (BMVBW) herausgegebe-
nen „Richtlinien für die weg-
weisende Beschilderung auf
Bundesautobahnen“ (RWBA)
[8]. Zu den „Richtlinien für
die wegweisende Beschilde-
rung außerhalb von Autobah-
nen“ (RWB) [9] bietet das
„Handbuch zu den RWB
2000“ der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen zahlreiche prakti-
sche Anregungen mit
anschaulichen Beispielen. 

Wie Hinweise auf touristisch
bedeutsame Ziele, die Kenn-
zeichnung von Touri-
stikstraßen sowie die Unter-
richtung über Landschaften
und Sehenswürdigkeiten an
Autobahnen zu erfolgen
haben, bestimmen die „Vor-
läufigen Richtlinien für touristi-
sche Hinweise an Straßen
(RtH 1988)“ [10], die das
damalige Bundesministerium
für Verkehr (BMV) herausge-
geben hat. Für die Wegwei-
sung bei Umleitungen gelten
die in den „Richtlinien für
Umleitungsbeschilderungen“
[11] enthaltenen Grundsätze.

3.4 Sicherung von
Arbeitsstellen an Straßen

Besondere Aufmerksamkeit ver-
langt die Sicherung von
Arbeitsstellen an Straßen.
Durch veränderte Verkehrs-
führung, eingeschränkten Fahr-
raum, beeinträchtigte Sichtver-
hältnisse, undiszipliniertes Ver-
halten der Verkehrsteilnehmer
und gelegentlich auch durch
unzureichende Sicherung des
Arbeitsraumes treten im Bau-
stellenbereich immer wieder

Unfallhäufungen auf. Hier ist
vor allem darauf zu achten,
dass die Sicherung der
Arbeitsstellen den verkehrstech-
nischen Anforderungen ent-
spricht. Einzelheiten über die
Kennzeichnung, Verkehrs-
führung und Verkehrsregelung
an Arbeitsstellen enthalten die
„Richtlinien für die Sicherung
von Arbeitsstellen an Straßen
(RSA)“ [12].

Des Weiteren sind die mit
Erlass des BMV vom 12.
August 1997 bekannt gegebe-
nen „Zusätzlichen Technischen
Vertragsbedingungen und
Richtlinien für Sicherungsarbei-
ten an Straßen (ZTV-SA 97)“
[13] zu beachten. 

Ausführliche Kommentare zu
den RSA und ZTV-SA finden
sich in den „RSA-Handbüchern
Band 1 und Band 2“ [14].
Auch die Hinweise in den
„Richtlinien für verkehrslenken-
de Maßnahmen der Straßen-
verkehrsbehörden, der
Straßenbaubehörden und der
Polizei (Verkehrslenkungsrichtli-
nien)“ müssen beachtet wer-
den. Obwohl über 30 Jahre
alt, sind sie immer noch gültig
(veröffentlicht im Verkehrsblatt
1968, Seite 239). 

Leit- und Absperreinrichtungen
mit hohem passiven Sicher-
heitspotential können die
Sicherheit im Baustellenbereich
entscheidend verbessern. In
Zusammenarbeit mit der Bun-
desanstalt für Straßenwesen
wurde eine neuartige Leitbake
entwickelt, die eine bessere
Standfestigkeit und Verform-
barkeit aufweist, über ent-
schärfte Kanten verfügt und in
die Beleuchtungseinrichtungen
integriert werden können. In
der Vergangenheit war es bei
Kollisionen mit Absperrgeräten
zu schweren Unfällen gekom-
men. Grundsätzlich gilt: Es
sollten nur noch solche Elemen-
te zur Arbeitsstellensicherung
verwendet werden, die den
jeweiligen „Technischen Liefer-
bedingungen“ entsprechen, z.
B. den „Technische Lieferbedin-
gungen für Leit- und Warn-
baken – TL-Leitbaken“ [15]. 

3.5 Lichtsignalanlagen
(LSA) 

Lichtsignalanlagen (LSA) – die
Straßenverkehrsordnung nennt
sie Lichtzeichenanlagen –
gehören zu den Verkehrsein-
richtungen und sind wichtige
betriebliche Einrichtungen zur
Erhöhung der Verkehrssicher-
heit. An Kreuzungen und Ein-
mündungen stellen sie aber
nicht immer die sicherste
Lösung dar. Es ist zu prüfen,
ob an Stelle einer LSA ein
kleiner Kreisverkehrsplatz
angelegt (siehe 4.3) oder
eine stationäre Anlage zur
Geschwindigkeitsüberwa-
chung aufgestellt werden
kann (siehe 3.10). 

Damit gewährleistet ist, dass
Lichtsignalanlagen ihren
Zweck erfüllen, sind vor ihrer
Einrichtung eingehende Unter-

3. Verkehrstechnische Maßnahmen
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suchungen erforderlich. Hier-
bei sollten folgende Unterla-
gen vorliegen: 

■ Verkehrsbelastung der 
Zufahrtsstraßen

■ Verlauf der einzelnen 
Verkehrsströme

■ Analyse der Verkehrsunfälle 
■ Ergebnisse von Verkehrs-

beobachtungen und Orts-
besichtigungen

■ Lagepläne (empfohlener 
Maßstab 1:500) 

Für Projektierung, Bau und
Betrieb von Lichtsignalanla-
gen gelten die „Richtlinien für
Lichtsignalanlagen (RiLSA)“
[16] der Forschungsgesell-
schaft für Straßen- und Ver-
kehrswesen.

Nächtliches Abschalten von
Signalanlagen hat sich teil-
weise nachteilig auf die Ver-
kehrssicherheit ausgewirkt.
Die Einsparungen von Strom
und Kraftstoff stehen dann zu
den Unfallkosten in keinem
Verhältnis. Das Abschalten
von Signalanlagen sollte
daher mit Sorgfalt geplant
und seine Auswirkungen müs-

sen aufmerksam beobachtet
werden. Anregungen hierzu
enthalten die Empfehlungen
Nr. 4 „Betrieb von Lichtsignal-
anlagen bei Nacht“ [17] der
Beratungsstelle für Schaden-
verhütung des HUK-Verban-
des. 

3.6 Straßenbeleuchtung 

Bei Nacht ereignen sich rela-
tiv viele und auch eine über-
durchschnittlich hohe Zahl
schwerer Unfälle. Wenngleich
eine gute Straßenbeleuchtung
keine Sichtbedingungen wie
bei Tageslicht herbeiführen
kann, so wirkt sie sich doch
positiv auf die Verkehrssicher-
heit aus. 

Maßgebend für die Anforde-
rungen an eine gute Straßen-
beleuchtung sind die gültigen
Normen zur „ortsfesten Ver-
kehrsbeleuchtung“. Weitere
Hinweise enthalten die
„Beiträge zur Straßenbeleuch-
tung und zum Nachtbetrieb
von Lichtsignalanlagen“ [18],
Mitteilungen Nr. 28 der Bera-
tungsstelle für Schadenverhü-
tung des HUK-Verbandes,
Köln 1986. 

3.7 Telematik, Verkehrs-
managementsysteme 

Moderne Technologien wie
Telematik tragen dazu bei,
den Verkehr sicherer und
umweltgerechter zu machen.
Die Privatwirtschaft bietet
inzwischen verschiedene Ver-
kehrstelematikdienste an –
einer dieser Dienste ist der
„Automatische Notruf“. Er
dient der Verkürzung der Ret-
tungszeit, erhöht die Qualität
der Notfallmeldung und soll
helfen, die Rettungskette effizi-
enter ablaufen zu lassen. 

Die Zahl der Unfallopfer geht
dank der Anstrengungen aller
privaten und öffentlichen Trä-
ger der Verkehrssicherheitsar-
beit seit Jahren kontinuierlich
zurück. Dazu haben auch das
Rettungswesen und die Not-
fallmedizin beigetragen [19].
Durch den Einsatz moderner
Kommunikations- und Informa-
tionstechnologien können wei-
tere Menschenleben gerettet
und schwere körperliche
Schädigungen reduziert wer-
den. Zu diesen modernen
Kommunikations- und Informa-
tionstechnologien gehören z. B.:

■ Verkehrswarndienste der 
Telematikdienstleister 

■ Verkehrslenk- und 
-leitsysteme

■ Wechselwegweiserketten
■ Straßen-, Wetterinforma-

tions-Systeme (SWIS)
■ Abstandsregeltempomat
■ Dynamische Zielführung
■ Automatischer Notruf

3.8 Passive Schutzein-
richtungen 

Passive Schutzeinrichtungen
wie Schutzplanken,
Anpralldämpfer, Beton-
schutzwände und Stahlgleit-
schwellen sollen die Folgen
von Unfällen so gering wie
möglich halten. Sie sind ein-
zusetzen

■ zum Schutz unbeteiligter 
Personen oder schützens-
werter Anlagen neben der 
Straße, sowie zum Schutz 
des Gegenverkehrs bei 
zweibahnigen Straßen,

3. Verkehrstechnische Maßnahmen
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■ zum Schutz der Straßenbe-
nutzer vor unverhältnis-
mäßig schweren Folgen 
bei eigenem Fehlverhalten,
einem Aufprall auf ein 
Hindernis neben der Fahr
bahn, bei Gefahr von Baum-
unfällen in Alleen oder 
beispielsweise bei der 
Gefahr eines Absturzes. 

Vor dem Aufstellen passiver
Schutzeinrichtungen ist zu
prüfen, ob der Schutz nicht
besser durch bauliche Umge-
staltung einer Gefahrenstelle
oder durch die Beseitigung
eines gefährlichen Hindernis-
ses erreicht werden kann. 

Einzelheiten enthalten die
„Richtlinien für passive
Schutzeinrichtungen an
Straßen (RPS)“ [20] der For-
schungsgesellschaft für
Straßen- und Verkehrswesen.
Bei der Planung passiver
Schutzeinrichtungen sind auch
die Belange des motorisierten
Zweiradverkehrs zu beachten. 

Schutzeinrichtungen sind
keine Verkehrseinrichtungen
im Sinne der StVO. Über das
Anbringen von Schutzplanken
und anderer passiver
Schutzeinrichtungen entschei-
det letztlich die Straßenbau-
behörde allein. 

3.9 Sonstige Leit- und
Schutzeinrichtungen

Weitere Einrichtungen zur
Sicherung des Verkehrsablau-
fes sind Leitpfosten, Leittafeln
und Leitmale sowie Wild-
schutzzäune und Blend-
schutzzäune.

Über den Einsatz der Leitpfos-
ten entscheidet die Straßen-
baubehörde. Leittafeln und

Leitmale hingegen sind Ver-
kehrseinrichtungen gemäß
StVO. Sie dienen der besse-
ren optischen Führung. Wo
sie anzubringen sind, bestim-
men die Straßenverkehrs-
behörden. Ein wirksames Ele-
ment hierbei sind die Rich-
tungstafeln (Zeichen 625 der
StVO), und zwar als einzelne
Tafel oder in aufgelöster
Form. 

Für den Einsatz von Wild-
schutzzäunen gelten die
„Richtlinien für Wild-
schutzzäune an Bundesfern-
straßen (Wildschutzzaunricht-
linien)“ des Bundesministers
für Verkehr [21].

Hinsichtlich des Errichtens von
Blendschutzzäunen hat der
Bundesverkehrsminister mit
Erlass vom 16. August 1965
„Vorläufige Richtlinien für die
Errichtung von Blend-
schutzzäunen an Bundesauto-
bahnen“ herausgegeben. 

3.10 Geschwindigkeits-
überwachung durch
mobile und ortsfeste
Anlagen 
(„Starenkästen“)

Eine verkehrstechnische Maß-
nahme im weitesten Sinne ist
der Einsatz von mobilen und
ortsfesten Anlagen zur
Geschwindigkeitsüberwa-
chung. 

Solche Überwachungen sind
als dauerhafte Maßnahme
nur dort sinnvoll, wo keine
bauliche Lösung möglich ist.
Sobald nicht mehr kontrolliert
wird, steigt die durchschnittli-
che Geschwindigkeit wieder
an mit negativen Auswirkun-
gen auf die Verkehrssicher-
heit. 

Mobile Geschwindigkeitskon-
trollen sind nur dann effektiv,
wenn über eine Dauer von
mehreren Jahren sehr intensiv
überwacht wird und dies
durch eine breit angelegte
Öffentlichkeitsarbeit und Auf-
klärungsaktionen begleitet
wird. Die durchschnittliche
Geschwindigkeit sinkt so kon-
tinuierlich ab. Ein Rückgang

2. Verkehrstechnische Maßnahmen
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4. Anregungen 
für bauliche 
Verbesserungen

4.1 Allgemeines 

Neben verkehrsregelnden
Maßnahmen können kleinere
und größere bauliche Verbes-
serungen dazu beitragen,
Unfallhäufungsstellen zu ent-
schärfen. Nachstehend dazu
einige Anmerkungen.

4.2 Kleine bauliche Ver-
änderungen

Die Analyse des Unfallgesche-
hens kann zu Anregungen für
kleine bauliche Maßnahmen
im Rahmen von Straßenin-
standsetzungen führen. Hier-
unter fallen in der Regel alle
Vorhaben, die keine Planfest-
stellung erfordern und im
Zuge baulicher Erhaltungs-
maßnahmen realisiert werden
können. 

Die Verbesserung der Fahr-
bahngriffigkeit bei Nässe
kann zum Beispiel durch Auf-
rauen mittels geeigneter Ver-
fahren oder dauerhaft durch
den Ersatz der Deckschicht
erfolgen. Durch Spurrinnen
verursachtes „Aquaplaning“
lässt sich kurzfristig durch
Rückformen oder Fräsen der
Deckschicht, längerfristig
durch den Ersatz der Deck-
schicht beseitigen. In Einzel-
fällen kann der Einbau Eis
hemmender Asphaltdeck-
schichten mit eingemischten
Taustoffen bis zum Einsatz des
regulären Winterdienstes die
vom Verkehrsteilnehmer
erwartete Griffigkeit der
Straße aufrecht erhalten. Ins-
besondere auf Streckenab-
schnitten, die einer plötzli-

3. Verkehrstechnische Maßnahmen 
4. Anregungen für bauliche Verbesserungen

der Verkehrsgefahren um
maximal 25 Prozent ist
erreichbar. 

Ortsfeste Anlagen bestehen in
der Regel aus einem aus-
tauschbaren Messgerät und
mehreren Messstellen („Sta-
renkästen“), in die das Mess-
gerät abwechselnd eingebaut
wird. 

Ortsfeste Anlagen zur
Geschwindigkeitsüberwa-
chung sollten dort eingesetzt
werden,

■ wo an einem Punkt oder 
einem Abschnitt bis max. 
1000 m viele Unfälle auf-
getreten sind und 

■ wo die Mehrzahl der 
Kraftfahrer die zulässige 
Höchstgeschwindigkeit 
überschreitet. 

Geschwindigkeitskontrollen
können besonders dort die
Unfallgefahren stark senken,
wo auf Grund extremer

Geschwindigkeitsüberschrei-
tungen sehr viele und beson-
ders schwere Unfälle zu
beklagen waren. Bei Anla-
gen, die nur eine Fahrtrich-
tung überwachen, treten die
positiven Effekte in der Regel
nur in der überwachten Fahrt-
richtung auf. 

Für die Effektivität ortsfester
Anlagen zur Geschwindig-
keitsüberwachung ist es wich-
tig, mindestens ein bis zwei
Tage lang ohne Unterbre-
chung an einer Messstelle zu
messen. Dies bedeutet, dass
ein Messgerät innerhalb eines
Monats an 15 bis 20 Mess-
stellen eingesetzt werden
kann. 

Nähere Einzelheiten zur
Geschwindigkeitsüberwa-
chung enthält die Schrift
„Mobile und ortsfeste
Geschwindigkeitsüberwa-
chung“ [22] der Beratungs-
stelle für Schadenverhütung
des HUK-Verbandes.

Die Verkehrssicherheit kann
mittels Geschwindigkeitsanla-
gen mit oder ohne Anzeige
der gefahrenen Geschwindig-
keit nicht verbessert werden,
da mit diesen Anlagen die
gefahrenen Geschwindigkei-
ten nicht wesentlich reduziert
werden. Ihr Einsatz kann den-
noch in bestimmten Fällen
nützlich sein. 
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chen Reifbildung unterliegen
(z. B. in Alleen, auf Brücken),
aber auch auf Strecken mit
Gefahrguttransporten kann
dies erforderlich sein.

Wertvolle Hinweise auf sicher-
heitsrelevante Instandsetzungs-
maßnahmen geben die vom
BMVBW 1998 eingeführten
„Zusätzlichen Technischen
Vertragsbedingungen und
Richtlinien, für die bauliche
Erhaltung von Verkehrsflächen
(ZTV BEA-StB 98)“ [23].

Die Korrektur von Bordkanten-
führungen, der Einbau von
Trenninseln u. Ä. sind eben-
falls als kleinere bauliche
Maßnahmen anzusehen. Die
Realisierung obliegt den
zuständigen Straßenbau-
behörden. 

Weitere wertvolle Hinweise
für sicherheitsbezogene Ver-
besserungen des Straßennet-
zes finden sich in den vom
Bundesminister für Raumord-
nung, Bauwesen und Städte-
bau gemeinsam mit der For-
schungsgesellschaft für
Straßenwesen erstellten „Emp-
fehlungen für die Anlage von
Erschließungsstraßen (EAE
85/95)“ [24]. Diese Empfeh-
lungen enthalten zum einen
Grundlagen für die Elemente
von Verkehrswegenetzen für
den Fußgänger- und Radver-
kehr, den Kraftfahrzeugver-
kehr und den öffentlichen Per-
sonennahverkehr, zum ande-
ren gestalterische Hinweise
für Straßenraumentwürfe von
Strecken, Knotenpunkten und
Anlagen des ruhenden Ver-
kehrs. 

Weitere Sicherheitskriterien
finden sich in den Empfehlun-

gen Nr. 6 „Verkehrser-
schließung von Wohnberei-
chen“ [25] und Nr. 8 „Tempo
30-Zonen“ [26] der Bera-
tungsstelle für Schadenverhü-
tung des HUK-Verbandes. 

4.3 Kleine Kreisver-
kehrsplätze 

Kleine Kreisverkehrsplätze
sind für gleichmäßig ausgelas-
tete Kreuzungen eine sichere
Lösung für einen guten Ver-
kehrsablauf, weil in ihnen
gegenüber anderen planglei-
chen Knotenpunkten das
Geschwindigkeitsniveau
gesenkt und die Sichtbezie-
hungen verbessert werden.
Sie können innerhalb und
außerhalb geschlossener Ort-
schaften geschaffen werden,
haben einen Außendurchmes-
ser von 30 bis 40 m und dür-
fen nicht mehr als einen Fahr-
streifen in der Kreisfahrbahn
und in den Zufahrten haben.
Fahrzeuge im Kreis sollen
bevorrechtigt werden. In den
Zufahrten sind Fahrbahnteiler
zur Sicherheit der querenden
Fußgänger und Radfahrer
wichtig. Radfahrer sollten
innerorts auf der Kreisfahr-
bahn geführt werden (ohne
Radfahrstreifen oder Ange-
botsstreifen): Außerorts emp-

fiehlt sich die Führung auf
abgesetzten Furten für die
Fahrbahnteiler. Die Kreisinsel
muss, vor allem außerorts bei
Nacht, gut erkennbar sein. 

Hinweise zu den Einsatzvor-
aussetzungen, zum Entwurf,
der baulichen Gestaltung und
der Ausstattung sind im
„Merkblatt für die Anlage von
kleinen Kreisverkehrsplätzen“
[27] enthalten. 

4.4 Größere Baumaß-
nahmen

Sofern die Untersuchung des
Unfallgeschehens zu dem
Ergebnis führt, dass größere
Baumaßnahmen zur Verbesse-
rung der Sicherheit notwendig
sind, erfordert dies eine
Abstimmung mit den zuständi-
gen Straßenbaubehörden
und, falls erforderlich, mit den
politisch Verantwortlichen.
Weil solche Vorhaben sich
meist nur langfristig verwirkli-
chen lassen, sollte geprüft
werden, wie Unfallstellen zwi-
schenzeitlich mit verkehrstech-
nischen Verbesserungen ent-
schärft werden können. Bei
der Planung größerer Bau-
maßnahmen sind vor allem
folgende Regelwerke zu
beachten: 

4. Anregungen für bauliche Verbesserungen
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5. Anregungen 
für betriebliche
Maßnahmen 

5.1 Arbeitsstellenorgani-
sation

Die Sicherung von Arbeitsstel-
len dient dem Schutz der Ver-
kehrsteilnehmer, der Arbeits-
kräfte und der Baustellenein-
richtungen. Eine entsprechen-
de Organisation kann auch
die Sicherheit von Arbeitsstel-
len verbessern. Zu solchen
organisatorischen Maßnah-
men gehören hinreichender
Abstand zwischen einzelnen
Baustellen, veränderte Ver-
kehrsführung während arbeits-
freier Wochenenden und an
Feiertagen, Führung des Bau-
stellenverkehrs und besondere
Regelungen für die Nachtzeit.
Anregungen hierzu geben die
„Richtlinien für die Sicherung
von Arbeitsstellen (RSA)“
[12].

Ferner existieren Rechenpro-
gramme für PCs zur Optimie-
rung der Abläufe an Arbeits-
stellen von Straßen (z. B. Pro-
gramm der Technischen Über-
wachung Hessen, Darmstadt,
Micro Master „Management
der Straßen-Erhaltung“). Sie
ermöglichen u. a. Vergleichs-
untersuchungen zur rationel-
len Festlegung von Bauloslän-
gen sowie Untersuchungen
über zweckmäßige Verkehrs-
führung und Bauzeiten. 

5.2 Winterdienst

Eine Auswertung des Unfall-
geschehens bei winterlichen
Straßenverhältnissen ermög-
licht es, den Winterdienst zu
optimieren. Meist wird es sich
hierbei um Vorschläge zur
Gestaltung der Räum- und
Streupläne handeln oder um
Änderungen des festgelegten
Anforderungsniveaus, z. B.
Ausdehnung der Einsatzzeiten
auf bestimmten Straßen. Wert-
volle Anregungen finden sich
im „Merkblatt für den Unter-
haltungs- und Betriebsdienst
an Straßen“, Teil: „Winter-
dienst“ [29] der FGSV. Für
Unfälle bei winterlichen
Straßenverhältnissen sollte
eine eigene Unfalltypen-Steck-
karte geführt werden (siehe
2.2).

Durch Eis und Glätte bedingte
Fußgängerunfälle auf Gehwe-
gen werden von der Polizei
nicht erfasst. Sie sollten den-
noch bei Überlegungen zu
Verkehrssicherheit und Unfall-
vermeidung berücksichtigt
werden. Einzelne Gemeinden
haben für Gehwege ein abso-
lutes Streuverbot für Auftaumit-
tel ausgesprochen. Auf Grund
dieser Verbote und, weil die
Umweltverträglichkeit von Tau-
mitteln umstritten war, ging in
den vergangenen Jahren der
Einsatz von Tausalz auf Geh-
wegen deutlich zurück. In der
Folge häuften sich Fußgänger-
unfälle bei Eis und Glätte.
Nach jüngsten Urteilen
erscheint es rechtlich sehr
zweifelhaft, ob Gemeinden
absolute Streuverbote für Auf-
taumittel aussprechen dürfen.

In bestimmten Regionen
Deutschlands haben Alleeun-

■ Richtlinien für die Anlage 
von Straßen (RAS) [28] 
Teil: Leitfaden für die funk-
tionale Gliederung des 
Straßennetzes (RAS-N) 
[28].
Teil: Querschnitte (RAS-Q) 
[28].
Teil: Linienführung (RAS-L)
[28].
Teil: Knotenpunkte (RAS-K)
[28].

■ Empfehlungen für die 
Anlage von Hauptver-
kehrsstraßen (EAHV 93) 
[28].

■ Empfehlungen für die 
Anlage von Erschließungs-
straßen (EAE 85/95) 
[24] 

4. Anregungen für bauliche Verbesserungen
5. Anregungen für betriebliche Maßnahmen
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fälle ein bedrohliches Ausmaß
angenommen. Meist ist man-
gelnde Griffigkeit der Fahr-
bahn der Unfallauslöser. Dies
trifft insbesondere bei winterli-
chen Verhältnissen zu. Hier
können organisatorische Maß-
nahmen Abhilfe schaffen. Die
für den Winterdienst zuständi-
gen Stellen sollten die Räum-
und Streupläne so auslegen,
dass Alleestrecken vorrangig
geräumt und gestreut werden. 

Im Einzelfall sollte geprüft
werden, ob durch Eis hem-
mende Fahrbahnbeläge die
Gefahr unerwarteter Glatteis-
bildung reduziert werden
kann (vgl. Stellungnahme des
AK Winterdienst der FGSV
zum Bericht der Bundesanstalt
für Straßenwesen in „Straße
und Autobahn“, 12/1994, S.
787)

Wissenschaftliche Langzeitun-
tersuchungen haben ergeben,
dass eine sinnvoll dosierte
Tausalzanwendung umweltver-
träglich ist. Tausalz ist sogar
in vielen Anwendungsberei-
chen abstumpfendem Streu-
material vorzuziehen. Tausalz
stellt im Vergleich zu Granulat
die Griffigkeit der Fahrbahn

schneller und dauerhafter her
und sorgt so für höhere Ver-
kehrssicherheit. Tausalz lässt
zudem keine lästigen Staub-
reste zurück wie im Straßen-
verkehr zerriebenes Granulat.

5.3 Gefahrguttransporte 

Ein spezielles Thema der Ver-
kehrssicherheit sind die
Gefahrguttransporte. Hier
spielt insbesondere die
Zusammenarbeit mit dem
jeweiligen Gefahrbeauftrag-
ten in den Betrieben eine
wichtige Rolle. Gemäß einer
EU-Richtlinie, die am 1. Janu-
ar 2000 in Kraft trat, sollen in
den Betrieben speziell ausge-
bildete Sicherheitsberater
(Gefahrgutbeauftragte) mithel-
fen, dass das komplexe, auch
für Experten nicht immer leicht
verständliche Regelwerk über
Gefahrguttransporte befolgt
wird. Die Streckenführung für
solche Transporte sollte so
festgelegt werden, dass das
Risiko minimiert wird. Eine
Gefahrgutdatenbank für alle
Verkehrsträger, auf die auch
über das Internet zurückge-
griffen werden kann, wird
derzeit aufgebaut. 

5. Anregungen für betriebliche Maßnahmen
6. Wirksamkeitskontrolle/Low Cost Measures

6. Wirksamkeits-
kontrolle/Low Cost
Measures

Um die Wirksamkeit sicher-
heitsbezogener Aktivitäten zu
überprüfen, sind entsprechen-
de Kontrollen unerlässlich. Zu
den notwendigen Prüfungen
gehören Vorher-Nachher-
Untersuchungen sowie Kosten-
Nutzen-Analysen.

■ Vorher-Nachher-Untersu-
chungen vergleichen das 
Unfallgeschehen, z. B. die
reinen Unfallzahlen oder 
die Unfallschwere (ausge-
drückt z. B. durch statisti-
sche Unfallkurven) vor und
nach den erfolgten Verän-
derungen.

■ Die Kosten-Nutzen-Analyse
stellt die Kosten für die 
Entschärfung der Unfall-
stelle den gesamtwirt-
schaftlich eingesparten 
Unfallkosten gegenüber. 
Einen Überblick über die 
von der BASt für das Jahr 
2000 erstellte monetäre 
Bewertung einzelner Scha-
denskategorien gibt die 
Tabelle unter 7.

Die Ergebnisse solcher Wirk-
samkeitskontrollen können
Korrekturen ursprünglich
getroffener Entscheidungen
erforderlich machen, aber
auch neue Sicherheitsaktivitä-
ten rechtfertigen und zur
Anforderung von Haushalts-
mitteln dienen. Zudem ermög-
lichen sie einen effizienten
Einsatz des Personals und der
für Verkehrssicherheit verfüg-
baren Gelder.

• schilder6  18.12.2001  11:18 Uhr  Seite 15



16

Erfahrungsgemäß kann auch
durch gezielte, kostengünstige
Maßnahmen ein beachtlicher
Sicherheitsgewinn erreicht
werden, dies gilt vor allem für
den Einsatz stark reflektieren-
der Verkehrszeichen und Ver-
kehrseinrichtungen sowie von
Schutz- und Leiteinrichtungen.
Von solchen „Low Cost Mea-
sures“ („billigen Maßnah-
men“), wie sie in einer Veröf-
fentlichung des European
Transport Safety Council
(ETSC) [30] empfohlen wer-
den, sollte zur Verbesserung
der Sicherheit verstärkt
Gebrauch gemacht werden. 

6. Wirksamkeitskontrolle/Low Cost Measures
7. Unfallkosten

7. Unfallkosten 

Schätzung der gesamtwirtschaftlichen Unfallkosten 2000 
(Preisstand 2000, Quelle: BASt)).

Schadenskategorie Kostensatz zur 
und Ortslage Berechnung des 

Personenschadens bzw. 
des Sachschadens in EURO 

PERSONENSCHÄDEN

1. Getötete 1.187.652

2. Schwerverletzte 82.937

3. Leichtverletzte 3.720

SACHSCHADEN

4. Bei Unfällen mit Getöteten     26.586

5. Bei Unfällen mit Schwerverletzten 13.165

6. Bei Unfällen mit Leichtverletzten 9.534

7. Bei schwerwiegenden Unfällen 12.769
(nur Sachschaden)

8. Bei sonstigen Unfällen 6.052
(nur Sachschaden)
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